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Seite
17.
21. VII. 16 
I ZB 52/15

a) Im Rahm en einer Befragung zur E rstellung eines dcm os- 
kopischen G utachtens z u r  Verkehrsdurchsetzung ist mit 
der E ingangsfrage zu erm itteln , ob der Befragte das in Rede 
stellende Zeichen im Zusamm enhang m it den beanspruchten 
Waren und D ienstleistungen schon einmal wahrgenom m en 
hat. Erst im Anschluss daran kann bei dem Personenkreis, der 
das Zeichen kennt, nachgefragt w erden , ob er cs a ls H inw eis 
auf ein ganz bestimmtes Unternehm en sieht. Dabei d arf die 
E ingangsfrage den herkunftshinweisenden C harakter des Zei­
chens nicht bereits suggerieren.
b) Steht fest, dass m ehrere D ienstleistungen unterschiedlicher 
A rt typischerw eise von einem  einzigen T ln tern ehm en  er­
bracht werden (h ier: Bankdienstleistungen fü r Privatkunden) 
und der angesprochene Verkehr erw artet, wenn er die w ich ­
tigste d ieser D ienstleistungen in Anspruch nimm t (hier: Füh­
rung eines G irokontos), dass das U nternehm en au f Anfrage 
w eitere D ienstleistungen (hier: Ausgabe von D ebit- und Kre­
d itkarten , Kredite, G eldanlagen usw.) anbietet, kann dieses 
D ienstleistungsbündel Gegenstand einer einzigen Befragung 
zur V erkehrsdurchsetzung eines Zeichens sein , das h ierfür 
G eltung beansprucht.
c) Ein dcm oskopisches G utachten kann den N achweis der 
V erkchrsdurchsetzung erbringen, wenn cs keine grundlegen­
den methodischen M ängel aufweist und nach Abschlägen e i­
nen Kcnnzeichnungsgrad von über 50 %  ergibt.
d) Ein dcm oskopisches G utachten ist nicht geeignet, die 
V erkehrsdurchsetzung eines Zeichens zu w iderlegen , wenn 
auf sein Ergebnis w egen m ethodischer M ängel Aufschläge 
gemacht w erden müssen, die dazu führen, dass für das in F ra­
ge stehende Zeichen ein K cnnzeichnungsgrad von über 50 % 
erreicht w ird .
e) Ebenso w ie größere Zeiträum e zwischen A nm cldetag und
Z eitpunkt der Erstattung eines dem oskopischcn G utachtens 
regelm äßig die A nnahm e ausschließen, das G utachtener­
gebnis könne auf den A nm eldetag zurückbezogen werden, 
stehen größere Zeiträum e zwischen der Erstattung eines de- 
m oskopischen G utachtens und der Entscheidung über den 
Löschungsantrag im  Regelfall dessen Verwertung im Rahm en 
der Prüfung einer V erkehrsdurchsetzung im Entscheidungs­
zeitpunkt entgegen. (»Sparkassen-R ot«)........................................... 268



18.
28. VII. 16 
I ZR 9/15

a) D ie Bestim m ung des §  24 Abs. 1 UrhG  ist insow eit im 
Lichte des A rt. 5 A bs. 3 Buchst, k  der R ichtlin ie 2001/29/EG 
auszulegen , als es um  d ie urheberrechtliche Z ulässigkeit von 
Parodien geht.
b) M aßgeblich ist der unionsrechtliche Begriff der Paro­
die. D ie wesentlichen M erkm ale der Parodie bestehen da­
nach darin , zum  einen an ein bestehendes W erk zu erinnern, 
g leichzeitig aber ihm  gegenüber w ahrnehm bare U nterschiede 
aufzuweisen, und zum  anderen einen A usdruck von H um or 
oder eine Verspottung darzustellen . D er Begriff d er Parodie 
hängt nicht von der weiteren Voraussetzung abf dass die Pa­
rodie einen eigenen ursprünglichen C harakter hat, der nicht 
nur d arin  besteht, gegenüber dem parodierten ursprünglichen 
W erk w ahrnehm bare U ntersch iede aufzuweisen. Zu den Vor­
aussetzungen einer Parodie gehört es außerdem  nicht, dass sie 
das ursprüngliche W erk selbst betrifft.
c) D ie Annahm e einer freien Benutzung gem äß § 24 Abs. 1 
U rhG  unter dem G esichtspunkt der Parodie setzt deshalb 
nicht voraus, dass durch d ie Benutzung des fremden W erkes 
eine persönliche geistige Schöpfung im Sinne von § 2 A bs. 2 
UrhG  entsteht. Sie setzt ferner keine antithem atische Behand­
lung des parodierten W erkes oder des durch das benutzte 
W erk dargcstellten Gegenstands voraus.
d) Bei der A nw endung der Schutzschranke der Parodie in 
einem konkreten F all muss ein angem essener A usgleich zw i­
schen den Interessen und Rechten der in den A rt. 2 und 3 der 
R ichtlin ie 2001/29/EG genannten Personen auf der einen und 
der freien M einungsäußerung des N utzers eines geschützten 
W erkes, der sich auf die Ausnahm e fü r Parodien beruft, auf
der anderen Seite gew ahrt w erden, (»au f fett g e tr im m t«) ........ 309
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